
Beilage zu Hummer 72 der Volksstimme.
Freitag den 26 . März 1915.

Wiesbadener Angelegenheiten.
Wiesbaden, 26. Marz 1915.

Mehr irinSerschutz.
Der Krieg hat in vielen Fällen eine vermehrte Ber¬

gung der Kinder zu gcuwrblicher Arbeit in, Gesolae ge
Dack Kinderschutzgesctz ist in vielen Fällen außer Kraft
worden. lieber die Notwendigkeit des Kinderschuhes

fätt dieser Stelle oft geschrieben und immer Mieder beton:
^den , wie lückenhaft der heutige Kinderschutz ist. Besonders
a^Lehver ixnffen das am besten und es ist sehr erfreulich, daß
Ka  in heutiger Zeit sich Leute finden, die sich des SchutzD
^Kinder besonders annehmen. Unter dem Titel : „Mehr
Kinderschuh"  lesen wir im Scherlschen „Tag " folgende
^merkenswerten Ausführungen des Berliner Lehrers Herrn
Mnzel:
w „Der Krieg lehrt uns aufs neue und deutlicher als alle
Beobachtungen vor ihm , daß das deutsche Volk alle Mittel
senden muß . die die Erhaltung und Vermehrung seiner
.^ tigen und körperlichen Kraft gewährleisten . Die Grund¬
ige dafür bildet die natürliche Vermehrung und der S chu tz
-er Jugend.  Tie deutsche Vereinigung für Säuglings-
î utz hat in diesen Tagen auf ihrer außerordentlichen Ver-
-gninrlung eine Reihe wichtiger Forderungen begründet, um
)ie durch den Krieg gefährdete Volksvermehrung sicherzu-
stellen. Zwar hat man als Folge früherer Kriege ein starkes
^mporsteigen der Gehurtenziffern beobachtet, ob aber auch der
jetzige Krieg diese Wirkung haben wird , darf in Rücksicht
mrauf, daß er einen ungleich größeren Teil der männlichen
Devölkerung vernichtet, als alle Kriege vor ihm, mit Recht
bezweifelt werden.

Der in der genannten Vereinigung geforderte Säug-
jngs  schütz (Mutterschaftsversicherung , gesetzliche Re¬
glung des Haltekinderwesens , Wochenhilso durch das Reich.
Kinderzulagen und dergleichen) ist darum durchaus nötig,
zber man soll auch hier das eine tun und 'das andere nicht
asien. Und dieses andere ist der Schutz der heran-
,achsenden Jugend vor der regelmäßigen
ewerb liehen Arbeit.  Nach dem letzten Heft der

Statistik des Deutschen Reichs" gab cs im Jahre 1913
120831 gewerbliche Betriebe mit mindestens zehn Arbeitern,
die jugendliche Arbeiter beschäftigten. Deren Gesamtzahl be¬
trug 571006 . gegen 552 204 im Jahre 1912. Davon waren
nter 14 Jahren ' 8008 Knaben (1912 : 7780 ) und 6158 (6133)
Nädchen. Die jugendlichen Arbeiter von 14 bis 16 Jahren
Ztanden aus 376481 (358 327) Arbeitern männlichen und
180539 (179 964) weiblichen Geschlechts. Allein in der Textil¬
industrie waren 30,9 Prozent aller gewerblich beschäftigten
Kinder unter 14 Jahren tätig , in der Metallindustrie noch
11,7 Prozent . In der Gewerbegruppc „Bergbau -, Hütten-
mrd Salinenwesen , Torfgräberei " entfallen auf einen Betrieb
durchschnittlich 24,3 jugendliche Arbeiter.

Daß die Zustände in Wahrheit viel schlimmer  sind
As uns diese Zahlen verraten , weiß namentlich die Lehrer-
chaft der großen Städte und Industriezentren . Schon wenn
die Statistik sich entschließen möchte, alle Betriebe , also auch
diejenigen mit weniger als zehn Arbeitern in Rechnung zu
teilen, würden die Zahlen wesentlich steigen. Und der Ham
durger Rektor Struwe schreibt in der „Hamburger Schul
zeitung": „Jetzt ist es Zeit , der Kinderarbeit vor der Schul¬
zeit ein Ende zu nrachcn. Durch das Gesetz ist sie längst der
boten, in Wirklichkeit besteht sie noch. Jeden Morgen kann
man die armen Kinder Brot , Milch und Zeitungen
schleppen sehen. Ich bin gar kein Gegner jeder Kinderarbeit
in mäßigen Grenzen kann sie erziehlich von hohem Wert sein.
Aber die K i n d e r a r b e i t v or der Schulzeit ist
Kaubbau an der Jugendkraft unseres
Volkes,  jeder vor der Schulzeit verdiente Pfennig kostet
dem Kinde später eine Mark. Erschöpft kommt es zum
Unterricht: es kann ihm nicht folgen : es bleibt in der geisti
gen Entwickelung zurück: seine spätere Erwerbstätigkeit wird
beeinträchtigt. Vielleicht fällt in der Jetztzeit mit ihrer Opfer-
villigkeit die Ptahmmg ans fruchtbaren Boden , endlich rück'
jichtslos mit diesem Schandfleck unserer Volkserziehung auf'
zuräumen." Und dann schildert er, wie er den Verein für
augendschutz und Jugendwohlfahrt um Hilfe angegangen , wie
n die Polizeibeamten auf die Zeitungsträger hingewiesen
bat- - alles umsonst. Die sozialdemokratische Kinderschutz'
koumrission Hamburgs hat im Jahre 1913/14 rund 1300 Kin
der zwischen 6 und 14 Jahren bei dieser Morgenarbeit ge
zählt. Die Eltern übernehmen die Arbeit , geben sie an die
Binder ab, und die Gewerbetreibenden erklären dann, nichts
dabon zu wissen. Selbst bei schuldhaftem Vorgehen ist die
Möglichkeit des Entschlüpfens gegeben. Vom Schöffengericht
zu Elmshorn waren drei Gärtnereibesitzer zu se drei Mark
9) Strafe verurteilt worden, weil sie Kinder unter 14 Jahren
>öber das zulässige Maß beschäftigt hatten Das Altonaer
Landgericht aber sprach sie frei , weil die Gärtnereien vor
biegend landwirtschaftlicke Betriebe seien und auf diese die
Msümmungen des Kindcrschiitzgesetzes keine Anwendung
linden.

Das ist nicht die erste Lücke in diesem Gesetz. Es öffnet
!ich eine nach der andern . Die gesetzgebenden Körperschaften
Werden darum auch au dieser Stelle dafür sorgen müssen, daß
^utfchsand unüberwindlich stark bleibe."

wußte , weil am Jahresverbrauch 3.04 Mark fehlten, diesen
Betrag nachzahlen. Am 19. März kam der Kontrolleur wieder
— also nach 25 Tagen — und stellte fest, daß nur 16 Zebn-
pfennigstiicke im Automaten lagen , während nach den vertrag¬
lichen Bestimmungen monatlich 2.40 Mark vorhanden hätten
sein müssen. Die Leute erklärten, bis zum Ablauf des
Monats , es war der 23. März , würden sie sür 60 Pfg . Gas
noch verbrauchen. Tos erklärte der Beamte als Bestechung,
die 60 Pfg . müßten sofort bezahlt werden, was dann die er¬
schreckten Leute auch getan haben.

Hier muß Wandel geschaffen werden. Dos kann ge¬
schehen. wenn die Stadt , nachdem einmal diese Strenge der
Nachzahlung waltet , nickst monatlich sondern jährlich die Nach¬
zahlungen begleichen läßt. Tann kann sich der Verbraucher
darnach einrichtcn und vor Schluß des Jahres soviel Gas ver¬
wenden . daß er nur seinen wirklichen Verbrauch deckt.

Schalterdienststimden der Post . Vom 1. April ab be¬
ginnen die Schalierdienststunden bei den hiesigen Post¬
ämtern st . (Rheinstraßei und 5 (Bahnhof ) um 7 Uhr vor¬
mittags . Die Zweigpostämter 2 . 3 und 4 werden um 8 Uhr
vormittags geöffnet

Verlegung der Amtörävmc des König !. Eichamtes . Die
Amtsräume des König !. Eichamtes werden anfangs Avril
dieses Jahres in das Erdgeschoß des Gartenhauses Luisen-
straße 26 verlegt . Die Faßeichstelle befindet sich bei den
Amtsränmen im Hose und ist in einer geräumigen Halle
untergebracht. Die Verlegung des Eichamts erfolgt etwa
Mitte April , diejenige der Faßeichstelle ist bereits erfolgt.
Faheichungen sind bis dahin Montags und Donnerstags noch
bei der alten Amtsstelle zu beantragen.

Offene Stellen für Kriegsinvalldc . Von dein hiesigen
Ausschuß für KriegsbeschödigtckwFürsorge wird , uns gc-
schrieben, daß er außer Cinrichtungmi zur Erteilung von
Unterricht und zur Rechtsberatung eine Stelle zur Berufs«
kcratung und Stellenvermittelung geschaffen hat. Auf eine
von der Handelskammer an die größeren Betriebe des Bezirks
gerichtete Anfragen bat sich bereits eine Anzahl von -Firmen
wreit erklärt , Kriegsinvalide zu beschäftigen. Es hanbc.lt 'ich
dabei um Stellen als ungelernte Fabrikarbeiter , aber auch
als Aufseher, Bureauarbeiter usw. Aus dem Heeresverband
Entlassene können Näheres auf dein Arbeitsamt , Dotzheim er
Straße Nr . 1, erfahren.

Feldbestellung durch Urlauber. Auf Anordnung des srellver-
trctcnben Generalkommandos des 18. Armeekorps und die zum
Zweck der Feldbestellung auf längere Zeit beurlaubten jnrmson-
dienstfähigen Mannschaften verpflichtet, während ihres Urlaubs nach
Fertigstellung der eigenen Arbeiten auf Verlangen der Behörden
auch bei der Frühjahrsbestellung solchen Grundbesitzes tatkräftig
mitzuwirken. dessen Besitzer im Felde stehen oder aus anderen
Gründen zur Feldarbeit nicht beurlaubt werden können. Ferner
sollen landwirtschaftliche Gespanne bei der Frühjahrsbestellung nur
in den allerdringcndsten Fällen zu militärische» Hilfeleistungen
berangezogen werden.

berechtigte öeschwer-en über Mt Gasautomaten.
x Auf dos Ungehörige der Stadtverivaltung gegenüber den
Inhabern von GaZautvmaten haben wir an dieser Stelle schon
Angewiesen. Während 'die Stadt jahrelang eine Kontrolle

die Höhe des Gasverbrauchs nicht ausführte , hat mau
msgerechnet in der Kriegszeit , all diejenigen Leute, die nicht
lür 2.40 Mark monatlich an Gas verbrauchten, aufgefordert,

Fehlhatrag ohne Derbrauch  nachzuzahlen . Mit
neser Aufforderung war die Droyung verknüpft, wenn nicht
?is zu einem bestimmten Termin die Nachzahlung geleistet
Hl, würde der Automat abgenommen . Beträge bis zu 6 Mark
Wurden angefordert . Die Stadt rechtfertigt ihr Vorgehen
-ainit, sch gebrauche ivegen des Mangels an Petroleum mehr
stuchmaten als geliefert werden könnten : auf diese Weise
molle sie in den Besitz von Automaten kommen. Zu welchem
Ungerechtigkeiten dies führt , möge folgendes Beispiel he
ta-isen:

Eine Familie hatte am 22. Februar cr. Gaskontrolle und

flus dem Kreise wiesbaöen.
Biebrich, 25. März . (Unter d e m „Burgfried  e n".)

Die Wahl des Vorsitzenden des Vorstandes der Allgemeinen
Ortskrankenkasse hot zu einem Ergebnis geführt . Den Bau¬
unternehmer Maurer lvählte man zum ersten Vorsitzeu-den und
den Genossen Hübschmann zum Stellvertreter . Damit scheidet
der kommissarische Vorsitzende, Hauptnrann Giavannim
(z. Zt. im Felde) aus . — Dasselbe Ergebnis war vor län-
gorer Zeit schon bei der Dahl des Slusschußvorsitzeuden zu
verzeichnen, bei der ein Genosse ohne Gegenkandidaten ge¬
wählt wurde. Jedenfalls kann diese vernünftige Haltung den
Interessen der Kasse nur zum Vorteile gereichen.

Dotzheim, 26. März . (G l ü cki m II n g I ii d ) Eine An¬
zahl Schulknaben spielten am Mittwoch abend auf dem Stein¬
kopfe mit Sprengpulver und brachten es schließlich zur Explo¬
sion. Mehrere von den leichtsinnigen Bürschchen wurden ver-
letzt: der eine am Unterleib , der andere am Auge, ein dritter
am Kopfe. Ter Erstem wurde gleich nach Wiesbaden inS
Krankenhaus gebracht. Ruf welche Weise die Knaben in den
Besitz des Sprengpulvers gelangt waren , steht noch nicht
ganz fest. _

Aus den umliegenden Archen.
sius -er Hanauer Sta- tveror-netenversammlung.

Die Hanauer bürgerliche Rathausmehrheit pfeift auf den Burg¬
frieden. Sie tritt provozierend auf , wie nie zuvor. Den Herr¬
schaften ist daS Klaffeninteresse in dieser schweren Zeit alles.
Daraus machten sie auch gestern bei der Beratung des Antrages
des Genossen Dr . Wagner betreffend Abgabe von Kartoffeln zu dem
alten Höchstpreise von 8.20 Mart pro Malter an die unterstützten
Familien de: Kriegsteilnehmer , Notstandarbeiter und Arbeitslosen,
sowie diejenigen Minderbemittelten , die in ihrem Arbeitsverdienst
beschränkt sind, kein Hehl. Der Antrag sollte eigentlich für sich
selbst sprechen. Denn , wer es ernst meint , der grauen Not und
dem Elend der minderbemittelten Bevölkerung zu steuern , .der
mußte für den sozialdemokratischen Antrag stimmen : bedeutet er
doch das mindeste, was getan werden muß, soll die Unterernährung
in der großen Masse der Bevölkerung nicht noch in erschreckenderer
Weise Platz greisen. Der sozialdemokratische Antrag war bereits
in der letzten Sitzung spruchreif, aber der Weisheit des national¬
liberalen Landtagsabgeordneten Baurab Wohlfahrt blieb es wre-
derum Vorbehalten, diese sozialdemokratische Anregung aus prin¬
zipiellen Gründen an den Finanzausschuß zurückzuverwersen
Seine Parteifreunde sorgen dann schon in dieser Kommission für
ein Begräbnis erster Klasse. So auch diesmal . Unter keinen Um¬
ständen den Kricgersrauen , den Notstandsarbeitern , Arbeitslwen,
wie der minderbemittelten Bevölkerung billige Kartoffeln ! Dar
gaben gestern auch die Herren frank und frei zu . Die hohen Preise,
so sagte der nationalliberale Landtagsabgeordnete Wohlfahrt , zwin¬
gen die Devölkerung, mit den Lebensmitteln hauszuhalten . Des¬
halb gibt es auch keine billigeren Kartoffeln . «

Für den Genoffen Dr . Wagner, der beruflich verhindert war,
von Anfang an der Sitzung beizuwohnen, begründete Genosse Karl
Bayer  den Antrag der Fraktion . Er sprach zunächst sein Be¬
dauern ans , daß die bürgerliche Mehrheit im Finanzausschuß einen
ablehnenden Standpunkt eingenommen hat . Sie kennen und be¬
greifen einfach nicht die wirtschaftliche Not in der Hanauer minder¬
bemittelten Bevölkerung, führte der Redner dann weiter aus.
Gehen Sie nur hinaus , dann werden Sie auch erfahren , welche
Stimmung Ihre fortgesetzte ablehnende Haltung gegenüber den
sozialdemokratischenAnträaen bei den Kricgersrauen und Arbeits¬
losen ausgelöst hat. Die Kritik, die die „Volksstimme" an Ihrem
Verhalten geübt, war berechtigt und der Wahrheit entsprechend.

Tragen Sie endlich auch den ärmeren Schichten in der Bevölkerung
einmal Rechnung und stimmen Sie unserem Antrag zu.

Dein Bureau war in der Zwischenzeit, unterschrieben von den
Stadto . Bernges , Baurat Wohlfahrt . Mar Fischer nsw. folgender
Antrag unterbreitet worden. . . _ _

Die von der Stadt beschafften Kartoffeln pmcn^an die Bür¬
gerschaft in Mengen, wie sie für die einzelnen Familien als
Selbstverbraucher in Betracht kommen, solange zu st' Mark für
den Doppelzentner abgegeben werden, bis der Markt - bzw. Höchst¬
preis für den Doppelzentner weniger wie 1b Mark beträgt.

Stadtv . Bernges  begründete diesen Antrag. Den sozial¬
demokratischen Antrag , die Kartoffeln zu 8.20 Mart abzugeben.
habe man abgelcbnt . Nachdem aber die Stadt jetzt die Kartoffeln
zu 14 Mark den Doppelzentner durch den Händler Oestrich an dre
Bevölkerung abgibt , hätten sich seine Freunde verständigt , dre
Kartoffeln zu 10 Mark an di- gesamte Bevölkerung, einschließ¬
lich !, er Wohlhabenden,  abzugeben. . Die Differenz zwischen
dem Antrag des Dr . Wagner und dem ihrigen betrage ja jetzt nur
1.80 Mart , und das sei nicht so schlimm. Er ersuche deshalb um
Annahme des bürgerlichen Antrags.

Stadtv . Baurat Wohlfahrt  befürwortet den Antrag eben-
falls dringend , den , vermögenden Teil der Hanauer
Bevölkerung würde dadrirch garkcin Vorteil ge»
bote n . er müsse es ja später wieder durch Steuern
anfbringen.  Er polemisiert dann .noch gegen die „Volks¬
stimme ". die die minderbemittelte Bevölkerung durch ihre Schreib-
weise aufbebc. . w .

Cbcrbürgermeister Dr . Äebcschus  spricht für den Magistrat,
der sich nicht so ganz für den Antrag der Herren erwärmen kann,
insbesondere, daß die Kartoffel« zu diesem Preis auch an dre
Wohlhabenden abgegeben werden sollen. Nach der Kartoiwlaus-
nahme entfallen aus eine Familie in Hanau Vt Zentner Kartoffeln.
Vor einiger Zeit habe man in anderhalb Tagen 850 Zentner ver¬
täust . ein Beweis, daß Kartoffelmangel besteht. Die Kartoffel-
bestaiidausuahme habe 24 000 Zentner sür San au ergeben, davon
giiigen 1760 Zentner für die Militärverwaltung ab . Man habe
wiederum 800 Zentner ausgekausß uird hoffe, bis rund 10 009
Zentner anzukanfen . um der Kartoiielnot in Hanau zu steuern.

Genosse Schreiber:  Der Mangel an Brot zwingt unr
li beiter zur Kartoffclnaürnng . cs ist deSbalb Piticht der bürger.

licüeu Vertreter , der minderbginsttelien Bevölierung in dieser
schweren Zeit billige Nahrungsmittel zu verschaffen. Der Antrag
BerngcS und Wohl' ahrt ist verfehlt. Er verlangt, daß st> Mark
tür den Doppelzentner gezahlt werden sollen, während wir 8.2g
Mark festgesetzt wisse!, wollen. Tie bürgerlichen Vertreter schädi¬
gen die kleinen Hausbesitzer und Handwerker» wie die gesamte
werktätige Bevölkerung dadurch, daß wieder unnötigerweise der
Kartoffelpreis in die Höhe getrieben wird.

Baurat Wohlfahrt:  Die Mißstimmung in der Bebölkc.
rnng wird nur durch die „Voltöstimme" erzeugt. (Die Hanauer
Kriegerfraucn und Notstaudsorbciter sind anderer Auffaffung , Herr
Baurat . In zahlreichen Fällen haben sie erklärt : „Ein wahres
Glück, daß wir die „Volksstimme" noch haben, sonst ginge es uns
in Hanau noch viel schlechter." D. B.) Die „Volksstimme" werde
ja auch in die Schützengräben geschickt. Er. Redner , habe zwar
nichts, dagegen, aber die Krieger müßten doch durch derartige Be«
richte eine merkwürdige Meinung van den Hanauer Verbältniffen
bekommen. Wenn di- „Volksstimme" geschrieben habe, die Zurück-
Verweisung des Antrages an den Finanzausschuß durch den Red,re:
sei nur eine Täuschung gewesen, so sei das nicht richtig. Die
jetzige schwere Zeit verlange, daß keine Mißstimmung und Sr-
hetzung in die Bevölkerung getragen werde. (So ist es richtig!
D . B.) Die Bauern hätten ganz recht gehabt, wenn sie für ihre
Kactosselu recht hohe Preise verlangten . Sie müßten sich doch
auch Futterartikcl beschaffen. Die hobci, Höchstpreise sind eben¬
falls angebracht. Die Kousumsnto» werden dadurch gezwungen,
den Verbrauch an Nahrungsmitteln c inz u-
schranken.  Nur so sind wir In der Lage, durchzuhalten. Bet
den hohen Lebensinitt -lpreisen muh sich eben seder̂ nach seiner Decke
strecken. Wenn eS noch irgendwo feblen sollte, können wir ja die
Volksküchen ausbauen . Redner ersucht zum Schluß alle die Herren,
die ihm politisch nobestchcn, für die Verteuerung der
Kartoffeln  zu stimmen.

Stadtv . Dr . N u ß b a u tn freut sich, daß Wohlfahrt und Ge¬
nossen ihren starren Standpunkt aufgegeben haben und wenigsten»
etwas bewilligen wollen. Der Antrag Bernges sei ihm sehr sym-
pathisch, cr würde ihm zustimmen. Dagegen verursache der Antrag
Dr . Wagner seiner Ansicht nach große technische Schwierigkeiten.
Es sei praktisch richtig, daß die Kartoffeln zum Preise von 10 Mark
allen Leuten zugute kommen, wir wollen aber Haffen, daß die Wohl¬
habenden keinen Gebrauch davon machen. (Wie naiv. D. B .l

Genoffc B e p e r beantragt Znrückverweisung des Berngesschev
Antrags an den Finanzausschuß , weil sich letzterer noch nicht mit
diesem Antrag beschäftigt habe. Dem widerspricht Baurat Wohl-
fahrt.  Die Zurückverwetsung wurde darauf gegen die Stimmen
der Sozialdemokraten und des Stadtverordneten Förster abgelehnt.
Der sozialdemokratische Antrag wurde ebenfalls abgelehnt , außer
den Sozialdemokraten stimmte nur Mittelschullebrer Wolf dafür.
Darauf wurde der Antrag Bernges gegen die Stimmen unserer
Vertreter angenommen . Die Herren versuchten noch, unsere Ge-
nosien für ihren Verteuerungsantrag zu gewinnen , aber mit recht
mochte Genosse Dr . Sännet,  der mittlerweile erschienen war,
den Zwischenruf: „Für Wucherpreisc stimmen wir nicht!" Da»
löste ein allgemeines höbnischcs Lachen bei den Herren Dr . Ambro-
sius, Bernges , Förster . Birkner nsw. aus. Auch dieses provokato¬
rische Verhalten der bürgerlichen Vertreter werden sich die Hanauer
Arbeiter merken.

Endgültig wurde noch der Gesamtetat festgestellt. Stadtverord-
netcnvorsteher Fustizrat Utb versuchte, unsere Fraktion zu be¬
wegen. diesmal doch für den Etat zu stimmen, die Reichstagsftak-
tion hätte doch auäh für den Reichsetat gestimmt. Mit Recht ver¬
langte Genosse Schreiber Abstimmung, worauf der Etat gegen
die Stimmen der Sozialdemokraten  angenommen
wurde.

In geheimer Sitzung beschäftigten sich die Stadtväter daran,
noch mit 'der Hanauer Straßenbahn.

hessischer Landtag.
Darmftadt , 25. März . Der erweiterte Finanzausschuß trat

heute in die Einzelberatung des von der Regierung vorgelegten
Voranschlags ein. Die Anforderung für die Weinbaudomäne wird
nach Erläuterung durch die Regierung genehmigt, ebenso die neu
angeforderte Stelle eines Registrators und eine Anforderung für
die Landesuniversität Gießen.

Eine Anfrage darüber , welche Anordnungen für die Veran¬
lagung der direkten Steuern während dez Kriegs«
j a hr e s getroffen worden seien, wird von der Regierung dahin
beantwortet , daß selbstverständlich die gesetzlichen Grundlagen ^ &<*
Regel nach auch während des Kriegsjahres beibehalten bleiben.
Speziell über die Anwendung der Bestimmung, daß die Steuer nach
dem Durchschnitt des Einkommens während der letzten drei Jahre
zu veranlagen ist, wurde von der Regierung rnitgeteilt , daß diese
Vorschrift nicht in allen Fällen streng wörtlich d̂urchgeführt werde,
daß vielmehr die inzwischen cingetretenen VeränderunjVn an den
Einkommen berücksichtigt werden, namentlich auch in allen den
Fällen , in denen die Einkommensquelle selbst — z. B- durch Schließen
eines Geschäfts — rveggöfallen ist. Soweit stn der Veranlagung selbst
diese Verhältniffc nicht ausreichend berücksichtigtwerden können,
bleibt dem Steuerpflichtigen der Weg der Berufung offen.

Eine Klage über größeren Wildschaden infolge Einberufung
vieler Jäger gipfelt in dem Wunsche nach Einschränkung der Schoa-
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zeit. Von sachverständiger Seite wird dem widersprochen ; am
1. Mai gehe ohnehin die Schonzeit zu Ende . Die Regierung bat für
verschiedene Mldarten . namentlich für weibliches Hochwild , die
Schonzeit bereits abgekürzt.

Zum Finanzgesetz selbst wird folgender Antrag des Abg -Korell-
Angenrod angenommen, nachdem die Regierung ihm zugcstimmt

. Die großh. Regierung wird ermächtigt , bezüglich der in Ka¬
pitel 76 it des Staatsvoranschlags zur Förderung der Landwirt¬
schaft vorgesehenen Mittel , soweit dieselben infolge des Kriegs¬
zustandes^nicht für die vorgesehenen Zwecke Verwendung finden
können, die Genehmigung zur Verwendung für solche andere Auf¬
gaben zu erteilen, die im Interesse der Landwirtschaft und der
Allgemeinheit gelegen sind und deren Durchführung für die gegen¬
wärtige durch den Krieg geschaffene Lage gefordert ist.

Dabei ist, wie in allen L-taatSbetrieben , auf möglichste Spar¬
samkeit zu sehen und die Durchführung entsprechender Maß¬
nahmen nur auf Grund sorgfältiger Prüfung des beabsichtigten
Zweckes vorzunehmen.

Es wird sodann das Finanzgcsctz selbst angenommen , nachdem
gestern bereits Beschlüsse zur Ergänzung deL Finanzgcsetzes ge¬
faßt worden waren. Die sozialdemokratischen Vertreter enthielten
sich für heute vorläufig der Abstimmung , da die formelle Beschluß¬
fassung der Fraktion »och nickt vorliegt , die bis zur Pkenarberertung
vorhanden sein wird.

Der Ausschuß ist auch mit der Absicht der Regierung einver-
standen, daß aus dem 8 Millionen -Kredit auch nach dem 1. April
1915 noch Darlehen an Gemeinden und Kommunalverwaltungen —
nötigenfalls unter lleberschreitung des Gefamtkrcdits — gewährt
werden können.

Es wird sodann die Beratung der Antrages der Wgg . Korcll-
Angenrod und Genossen, die Beurlaubung von Soldaten für land¬
wirtschaftliche Arbeiten betreffend, fortgesetzt . Die großh . Regierung
terlte dazu mit, daß sie bei der Militärverwaltung weitere Erleich¬
terungen, insbesondere in bezug auf die Verwendung von Kriegs¬
gefangenen, erlangt habe. Die Militärbehörde bat auch zugesagt,
daß sie Beurlaubungen eintreten läßt , soweit sich das mit dem mili-
largchen Interesse vereinbaren läßt . Der Antrag Korell wird hier¬
auf angenommen.

Das Gesetz über die Wertzuwachzsteuer wird mit dem Zusatz
zum Artikel 1 genehmigt, der den Gemeinden die Möglichkeit aibt,
es durch Ortssatzung auszuschließen.

Bad -Homburg, 28. März . (Inder letzt ? n Stadt !, cr-
ordneten - Sitzung)  verlas der Oberbürgermeister den im
Druck noch nicht vorliegenden Haushaltungsolan für 1915 . Ec
schließt mit einein Fehlbetrag von 68 200 Mark ab, der durch <5 c -
Höhung der Einkommensteuer  gedeckt werden soll . Das
Gas - und Wasserwerk brächte gegenüber dem Vorjahr einen Min¬
derüberschuß von 9980 Mark bztv. 7300 Mark An die Verlesung
knüpfte sich keine Debatte ; der Etat wird dem Finanzausschuß
überwiesen.

Stierstadt , 26. März. (Die Abonnenten der Arbei¬
terjugend)  von Stierstadt , Weißkirchen , Kakvach und Ober-
ursel, die die letzte Singstunde besucht herben, müssen sich am Sonn¬
tag in Heddernheim,  Restaurant Schuch (Römer -Kastell ), ein¬
finden. Abmarsch 1 Uhr 37 Minuten von Station Weißkicchen
(Elektrische Straßenbahn ). Die Jugendlichen von Heddernheim
müssen sich um 2 Uhr im „Römer-Kastell " einfinden . “

^ . Anspach i. T-, 28. März . (Gerneindevertreter-
Sitzung .) Der Gastwirteverband des Kreises Usingen hat
eine Eingabe an das Landratsamt Usingen gerichtet , worin er um
Ermäßigung der Betriebssteuer anläßlich des durch den Krieg ver-
anlaßten schlechten Geschäftsgangs bittet . Der Landrat hat einen
dahingehenden Hinweis an die Gemeindevertretungen des Kreises
gerichtet. Die Gemeindevertretung beschloß, die Betriebssteuer der
Gastwirte um 50 Prozent , von 228 auf 178 Prozent , herabzusetzen.
Genosse Jäger fragt den Bürgermeister als Kreistagsmitglied , wie
der Kreisausschuß zu der hohen Mehlpreisfestsetzung komme, wo¬
durch ein Brotpreis bedingt sei, der den größerer Städte über¬
steigt. Der Bürgermeister erklärte, daß er der fraglichen Kreis-
ausschußsihung nicht beigcwohnt habe, soviel er wisse, soll später
aber eine Zurückvergütung an die Konsumenten (Brotkäufer ) er-
folgen. Die Gemeindevertretung war der Ansicht, daß der Roggen¬
mehlpreis für den Kreis Usingen entschieden zu hoch sei und die
Kreiskassc zu diel für sich in Anspruch nehme . Genosse Becker er¬
suchte den Bürgermeister , in der nächsten Kreistagssitzung noch
einmal diese Angelegenheit aufzurollen , denn gerade jetzt müsse
man das Brot billiger kaufen können. Der Preis von 70 Pfennig
für 314 Pfund fei entschieden zu hoch. Den Familien der im Felde
Gefallenen wird auf Antrag die Gemeindesteuer erlassen.

Ingelheim , 28. März . (Die hessische Obstbaumzucht)
hat nach dm jetzt vorliegenden amtlichen Ermittlungen einen gro¬
ßen Aufschwung genommen in dem letzten Jahrzehnt . 1901 gab
es im Großherzogtum 4 804 668 Obstbäurne, 1913 wurden 6 137 144
gezählt, so daß die Zunahme 1 632 446 Stück beträgt . Die Zahl
der Apfelbäume stieg von 1 736 768 auf 2 389 728 . die der Birn¬
bäume von 338 970 auf 878 897, die der Zwetschen und Pflaumen
von 1865 443 auf 2 219 547, die der Kirschen von 180 853 auf
297155 und die der Pfirsiche und Aprikosen von 105 672 auf 291 316
Stück. — Die Landwirt und Weinbergsbesiher Rheinheffens machen
von der durch die Militärverwaltung angebotencn Hilfe in
landwirtschaftlichen Arbeiten  ausgiebigen Gebrauch.
In den meisten Gemeinden fanden Bürgerversammlungen statt , in
denen beschlossenwurde, um Ueberlassung von Gefangenen und um
Zuteilung von Arbeitskräften nachzusuchen. Bingen z. B. erhält
für WernbergSarbeiten 200 französische Gefangene aus der
«Kampagne.

6US Zrankifurta. M.
Krieg un- HanKIungsgchiyenverhältnis.

Das Offenbacher Kauftnannsgericht hatte sich mit der Frage
zu befassen, ob die Einberufung eines Handlungsgehilfen zrrm
Krimzdienst als .unverschuldetes Unglück im Sinne des § 63 des
H- ® . B - anzusehen sei. Nach dieser gesetzlichen Bestimmung er¬
hält der Handlungsgehilfe seinen Anspruch auf Gehalt bis zur
Dauer von sechs Wochen, wenn er durch unverschuldetes Unglück
an der Dienstleistung verhindert ist. Das Kaufmannsgericht hat
den Anspruch auf Fortzahlung des Gehalts für sechs Wochen ab-
gcwiesen . Die Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht könnte nicht als
unverschuldetes Unglück gelten . Wenn der Krieg auch als solcher
ein schweres Unglück für das Volk und das gesamte Wirtschafts¬
leben ist, so sei er doch nicht das unmittelbare Hindernis der Dienst¬
leistung . . Diese unterbleibe vielmehr auf Grund des staatlichen
Befehls , in die bewaffnete Macht einzutreten . Die Erfüllung der
Dienstpflicht im Kriege sei nicht anders zu beurteilen wie die Er¬
füllung jeder anderen gesetzlichen Pflicht , zum Beispiel Dienst¬
leistung im Heere im Frieden . Ausübung des Geschworenenamtes
und dergleichen.

Wir glauben , sehr viele Menschen werden über die Einberufung
zum Heer ander? denken, wie das Offenbacher Kaufmannsgericht,
das auch in diesem Falle , getreu seiner bisherigen Spruchpraxis,
ein feines Verständnis für die Interessen der kaufmännischen Un¬
ternehmer cm den Tag legt . Gewiß ist die Erfüllung des militä¬
rischen Dienstes eine staatsbürgerliche Pflicht , aber es gibt doch
sehr, sehr viele — namentlich in den Kreisen des spekulativen
Unternehmertums — die cs als ein Glück anschen , von dieser
staatsbürgerlichen Pflicht enthoben zu sein. Ja . es soll sogar solche

__ Beilage der„Volksstimme"_
Patrioten geben, die alles mögliche versuchen, « tu sich von der Er¬
füllung dieser staatsbürgerlichen Pflicht zu drücken. Diese Leute
betrachten es direkt als ein Unglück, wenn sie, statt flotte Geschäfte
machen zu können, in die feldgraue Uniform gesteckt und nach der
Ost- oder Westfront geschickt werden.

Verwertung Ser Rüchenabfälle.
Tic auf der Basis der heutigen Wirtschnfts - und DolkScrnäh-

rungsverhältnisse geschaffene Einrichtung des Rationalen Frauen-
diensies zur Verwertung von Küchcnabfallcn ist seit den zwei Mo¬
naten ihrer Durchführung sehr erfolgreich. Den durch die Jutter-
mitteiknappheit bedrängten Landwirten und Vichhaltern der Um¬
gebung Frankfurts werden täglich reichliche und gesunde Fnttcr-
nrittel zugesührt , wobei die Bereitwilligkeit und Sorgsainkcit der
Hausfrauen wesentlichen Anteil hat.

Um nach weitere wertvolle Küchenabfällc , die bis jetzt nicht mit
den Gcnniseabsällen gesammelt wurden, der Landwirtschaft nutzbar
zu machen, hat der Nationale Frauendienst eine Erweiterung der
bisherigen Scimnreltätigkeit in die Wege geleitet . So sind Eier¬
schalen in stark zerkleinertem Zustande ein sehr gutes Hühnerfutter,
das jetzt bei dem Fortfall von Körnerfntter von großer Wichtigkeit
ist. Außerdem sind Knochen, aus fabrikmäßigem Wege zu Knochen¬
mehl gemahlen, ein wertvolles Dungmittel , das zur oiesjährigen
Saatbestellung noch gewonnen werden soll.

Wir bitten daher alle Hausfrauen Frankfurts , die sich bisher in
so eifriger Weise an unserer Sammlung von Küchenäbfällen be¬
teiligten , vom 1. April an auch Knocken und Eierschalen (« sondert
zu sammeln und dieselben getrennt in Papiertüten oder beliebig
anderen Behältnissen neben den Gcmüscabfällen dem Fuhrmann
an seinen Klingelwagen zu bringen.

^ Generalversammlung des Volks-Bau - und Spnrvereias . Im
Saale zur „Licderhalle" in der Langestraße fand gestern abend die
ordentliche Generalversammlung des Volks -Bau - und Sparvereins
statt. Der Besuch tvar ein mäßiger , da viele Mitglieder zum Heeres¬
dienst eingezogen sind. Nach der üblichen Ehrung der gefallenen
Mitglieder des Vereins erläuterte Sladtrat Benno Schmidt  den
von uns bereits veröffentlichten Geschäftsbericht. Er gedachte da¬
bei all der Maßnahmen , die der Verein im Interesse der Frauen
der Kriegsteilnehmer getroffen hat. Leider fände diese Unter¬
stützung nicht immer das rechte Verständnis und die rechte Würdi-
gung. In Mietrückständen sei beiAusbruch des Krieges und werde
auch jetzig noch manchmal stark gesündigt . Bedauert wurde , daß
der Magistrat sein Versprechen nicht gehalten und am Riederwald
die Schule nicht baut. Zur Entlastung der Frauen in der Rieder,
waldkolonie soll jetzt eine Kleinkinderschulc eingerichtet werden.
Voraussetzung dabei ist allerdings , daß die Frauen , die es angeht,
etwas mehr Interesse dafür zeigen und zunächst die Karten auZ-
füllen , die ihnen zugestellt worden sind. Dem Bericht des Borstan-
des schloß sich der des Aufsichtsrates und der Revisoren an , die alle
beide zu Beanstandungen keinen Anlaß gaben . In der Diskussion
wurden nur einige Wünsche für die Riederwaldtolonie geäußert:
Besserung der Schul- und Straßenbahnverhältnisse , Beleuchtung des
Waldweges usw. Ihrem Einverständnis mit der Verwaltung des
Vereins gab die Versammlung dadurch Ausdruck, daß sie die beiden
statutengemäß ausscheidcnden Vorstandsmitglieder HenSIer und
Reimann und ebenso die ausscheidenden Ausstcktsratsmitglieder
Brückner, Dr . Rößler , Tietz und Weißig wiederwählte.

Prämien für Kriegsarbeiten . In den ersten Monaten der An¬
fertigung von Ausrüstungsgegenständen war die Bezahlung bei den
einzelnen Finnen sehr verschieden. Die Folge war ein ständiger
Personalwechsel. Offenbar um ihre Arbeiter recht lange zu halten,
versprach die Firma Mathias im Dezember v. I . jedem , der bis
zum 1. Juli im Geschäft bleiben würde, für jeden Tornister eine
besondere Vergütung von 20 Pfennig . Vom 1. März ab ist nun
für das ganze Reich zwischen den beiderseitigen Organisationen
der^Unternehmer und . Arbeiter ein Tarif vereinbart , dem sich die
Lieferanten von Ansrüstungsgegenständcn anzupassen haben. Vom
Kriegsministerium ist das auch verfügt worden . Die Firma Ma¬
thias glaubte sich von da ab nicht mehr au ihr Versprechen halten
zu können; denn nach ihrer Meinung würde ihr die Lieferung ent¬
zogen, wenn sic ihre Arbeiter günstiger stellt , wie im Tarif vorge¬
sehen sei. Der KriegSminister hat auch in einer Verfügung dar¬
auf hingewicsen, daß die Lieferanten den Tarif einhalten müssen.
Die Firma erklärt- deshalb am 1. März ihren Arbeitern , daß von
da ab die besondere Vergütung von 20 Pfennig für jeden Tornister
fortfallen müsse; sie dürfe nicht mehr zahlen , wenn sie nicht Gefahr
lausen wolle, daß ihr die Aufträge entzogen würden . Zwei Sattler
waren jedoch mit dieser Verschlechterung ihrer Einkommensverhält-
mssc nicht einverstanden; am Gcwcrbegcricht verlangte jeder für
-.00 angefertigte Tornister die ihnen versprochene außertarifliche
Zahlung von 40 Mark. Der Vertreter der Beklagten meinte , die
Zahlung sei, wenn sic überhaupt erfolgen müsse, erst am 1. Juli
fällig ; der Tarif hindere aber die Firma , ihr Versprechen einzulösen.
Das Gericht ließ jedoch durchblicken, daß der Anspruch der Kläger
berechtigt sti. Zunächst habe die den Arbeitern zugesagte Prämie
mit dem Tastf nichts zu tun ; denn sie sei ja an bestimmte Be¬
dingungen geknüpft. Die Firma hätte aber auch bei den Verhand¬
lungen auf die ihrem Personal gemachte Zusage aufmerksam machen
und sich das Recht anshaltcn müssen, ihr Versprechen einzulösen.
Das habe sie unterlassen ; sie sei deshalb auch für die Folgen ver¬
antwortlich . Durch den Entzug der Prämie vom 1. März ab habe
sie den Arbeitern die Möglichkeit genommen , bis zum 1. Juli im
Arbeitsverhältnis zu bleiben ; eine Einkommensvcrschlechterung
könne inan den Arbeitern nicht zumuten . Die bis zum 1. März
verdiente Prämie sei deshalb sofort fällig , weil eben die Firma
die vorzeitige Lösung des Arbeitsverhältnisses verursacht habe.
Unter diesen Umständen zoa es der Vertreter der Firma vor, jedem
Kläger 40 Mark im Vergleich zu zahlen.

Ungenügende Bezahlung für AusrüftungSgegenstände . Die
ilirma H. L F . Adle  r , Kronprinzenstraße 26, fertigte für die
Armee Autojoppen an , die sie das Dutzend mit 8 Mark bezahlt,
ein Lohn, der als äußerst gering bezeichnet werden mutz. Vor dem
Gewerbegericht verlangte eine Arbeiterin als Nestlohn von der
Firma noch 16.78 Mark. Der vom Gericht geladene Sachverständige
Brennecke erklärte in seinem Gutachten, der gezahlte Stückpreis
sei viel zu niedrig. Die Joppen müßten gut gearbeitet sein. An
jedem Stück habe eine Arbeiterin 9 bis 10 Stunden zu tun. Unter
2 Mark könne eine derartige Joppe nicht angefertigt werden. Das
Gericht folgte dem Gutachten des Sachverständigen und sprach der
Frau die eingeklagte Forderung zu ; es kommen jedoch 6.96 Mark
für nicht abgelieferte Autozeichcn in Abzug, die in der Widerklage
geltend gemacht wurden und deren Berechtigung auch anerkannt
wurde. Leider erfuhr man nicht, was die Firma von der Militär.
Verwaltung eigentlich für diesen Artikel bezahlt bekommt. Nach
den Preisen , die die Militärbehörde sonst für Ausrüstungsgegen-
stände zahlt , ist anzunchmen . daß die Firma auch bei der Zahlung
eines einigermaßen auskömmlichen Lohnes immer noch ein sehr
gutes Geschäft machte. Im Interesse der Arbeiter wäre es zu wün.
scheu, wenn die Militärverwaltung auch den Uniformlieferanten
bestimmte Mindestlöhne vorschreiben würde.

Vom Frankfurter Schlachtviehmarkt. Aufgetrieben waren 54
Kühe, 1098 Kälber, 201 Schafe, 898 Schweine . Kälber und Schafe
werden bei lebhaftem Handel ausverkauft , Schweine hinterlasscn bei
langsamem Geschäftsgang etwas Uebersiand. Die Preise für
Schweine hielten sich mit 104 Mark der Zentner Schlachtgewicht fast
a» s der gleichen Höhe des letzten Marktes ; für Kälber dagegen
zogen me Preise gewaltig an . Feinste Mastkälber stiegen um 7 Mark
der Zentner Schlachtgewicht; sie kosteten 107 bis 118 Mark. Bei
geringeren Qualitäten  macht die Preissteigerung sogar
9 bis 12 Mark der Zentner aus . Kalbfleisch bleibt bei solchen
Preisen noch lediglich ein Leckerbissenfür reiche Leute.

Frankfurter Kunstverein. Der Jahresbericht  erdenkt zu-
nächst der Einwirkung des Krieges auf die Täiigkeit des Vereins
und im weiteren Lünne auf das künstlerische Schaffen überhaupt.
Von allen Ständen werden die bildenden Künstler durch die Kciegs-
ereigniffe mit am meisten betroffen. . Wir haben deshalb ." so heißt

es in dem Bericht, „alle Kräfte angespannt , innerhalb 4
Tätigkeit für die Kriegsfürsorge , zu der wir uns verpflicht Ury,
besondere Fürsorge für die hiesigen b i l d,Si II ii il I (> , rnr i niininihi ' it iiiiin ' ii S,n - fiC-t ii f f ii iinS Xirt iw».Künstler  aufzuwcnden , soweit der Einfluß und die SRtii“tL-w
Vereins dies vermochten. Wir geben uns der Hoffnung ^ ^
die vielen Freunde unserer Gesellschaft uns in diesen
Zeiten ihre bewährte Unterstützung und besonders ihre Abonnxch^feixen iijte neroanric LlNlcrsruyung UNO oesorioers lyre rlbonnem ^
Zeichnung nicht entziehen, damit wir in der Lage sind, unstet;
her segensreich wirkende Tätigkeit auch ferner in gleichem
auszuüben ." Die Wirksamkeit des Vereins erschöpfte sich jSjl I
der Veranstaltung von Ausstellungen ; auch im letzten Jahre ,uuuj im zeugte liw!
die früher begonnene Inventarisierung von Kunstschätzen
surtcr Privatbesitz und des „Frankfurter Bildnisses " freitet 51®
fördert werden. Für die am Jahresschluss veranstaltete jwjj
wurden 23 463 Mark aufgewcndet . In geschäftlicher Bezieha«.^ i
staltetc sich das erste Halbjahr vor Kriegsausbruch cttvas
alS der gleiche Zeitraum 1913 ; daaeacn sank der Verkauf»,.?̂als der gleiche Zeitraum 1913 ; dagegen sank der Vcrkaufz»A>
noch Kriegsausbruch auf ein Minimum . Die A u S st e 1 1 „
wurden von 2315 Personen besucht gegen 6975 im Vorjahr." »
Reingewinn , aus dem 3 Prozent Dividende verteilt werden
verminderte sich von 5518 Mark auf 1831 Mark. Der Berichs
denkt schließlich mit ehrenden Worten der Toten : am 9. Jun , lc?
Wr. Adolf RoqueS, der als Vizepräsident tätig war , am 26.
fand Karl v. Bcrtrab den Tod im Feld ; in Walldors , wo er
Pension lebte, ist Herr Tvachler gestorben, der länger als 25
als Vereinsbiener oewirkt bolals Vcreinsdiener gewirkt hat.

Städtische .Handelslehranstalt.«moniche soanoeisievranuatt . Es durste manchen Eltern gä |
bekannt fein, daß an der hiesigen Städtischen Handelslehranstalt "?
solche jungen Leute, welche die Berechtigung zum Einjährigst
willigendienst haben, ein besonderer Kurs eingerichtet ist. Der ^
terricht findet im Frieden an zwei Morgen statt und umfaßt &T
delssächer und Sprachen, Für Englisch werden noch zwei « tun^
eines dritten Morgens hinzugenommcn. Während des Kr«
findet nur an einem Morgen Unterricht statt. Anmeldungen
diesen Kur? werden noch int Hauptbau der Städtischen Handch
lehranjtalt , Junghosstraße 18, in der Kanzlei entgegcngenomm»,

Frankfurter Adreßbuch. Der Nachtrag zum Adreßbuch
erscheint Ende April und wird an alle Abnehmer der Hauptaus »<
unentgeltlich verabfolgt . Um die größte Genauigkeit und 2
ständigkeit in den Angaben zu erreichen, werden alle BeteUsit, ^
dringend gebeten, Anmcldunoen für den Nachtrag unigehend. jhL
itenS bis zum 3. April , der Leitung des Adreßbuches. Stiftstraß -z«
zugehen zu lassen. 1

Verstärkter Lotalbahnverkehr nach Homburg . Die Lokalbai,
Aktiengesellschaft teilt mit . daß an Sonntagen der Fahrplan
der Linie Frankfurt-Homburg-Saalkmrg durch Zwischenlegen »«
Zügen verstärkt ist. Der verstärkte Fahrplan wird an den Ha«
Haltestellen der Linien 24 und 28 bekanntgegeben.

Belästigung von Kriegsgefangenen . Zurzeit wird eine gröig,
Anzahl Kriegsgcfan (« ner zur Hilfeleistung bei den landwirtsM ^
lichen Arbeiten in unmittelbarer Nähe der Stadt verwendet, (fe
Wohl das Publikum , genügend durch die Tageszeitungen gebet,
wurde , den KriegLgesan(-enen sich nicht zu nähern , ist es in den l».
ten Tagen bedauerlicherweise wiederum zu Ansammlungen gek«
men, wobei erneut versucht wurde, einzelnen Gefangenen GeschO
zuzustecken. Hierbei wurden durch das Aufsichtskommando bei
Kaufmann August Fischer, Günthersburgallee 83 , und die Ehefi,
Paulinc Gausc, Friedbergcr Landstraße 100, betroffen . ^

Herichtsfaal.
Frankfurter Strafkammer.

„Das ist der Fluch der bösen Tat . . „Hm . von der Polßej
doch mal gucken, was drin steht!" sagte der 45jährige Bauarbeitv
MieL)rich Otto,  als ihm zur Beförderung an die ihm befreundil\
Adressatin ein Brief übergeben wurde, der sich in einen falsche-
Kasten verirrt hatte , und kurz entschlossen öffnete er den Brief j,
Gegenwart einer Zeugin . Hernach wußte er den Brief der Adrcjs«.
tin so in die Hände zu spielen, daß diese nicht merkte, wer ihn dw
her in Händen gehabt hatte. Das war für Otto verhängnistM;
denn die Adressatin würde gegen ihn als ihren Freund keim
Strafantrag wegen Verletzung des Briefgeheimnisses gestell : hob«
sie stellte ihn aber „wider Unbekannt" und hätte ihn gern Wieds
zurückgenommen, als sich ergab, daß dieser „Unbekannt " ihr Freu»!
war . Aber das ging nicht mehr. Vor der Verhandlung »
Schöffengericht nun redete Otto auf die Zeugin , in deren Gegenw« -
er den Brief geöffnet hatte , ein, sie solle vor Gericht soaen, der 35»
se- schon geöffnet gewesen. Die Zeugin aber tat ihm' den Gefall« ,
nidjt, falsch zu schwören, und er wurde wegen Verletzung des Brief
gcheimnisses vom Schöffengericht zu sechs und auf seine Berusmi '
von der Strafkammer zu zwei Wochen Gefängnis verurteilt . Zu-
gleich aber wurde ein Verfahren gegen ihn eingeleitet , weil er ü
unternommen hatte , die Zeugin zum Meineid zu verleiten . Dafii
tennt das Gesetz keine mildernden Umstände. Die Strafkamm
erkannte auf die geringste zulässige Strafe von einem Jahr Zucht- , ,
Haus.

Die Handwerker als Leidtragende. Als die „Eigenheim -M - ,
gesellschaft m. b. H." in Konkurs ging , sielen 15 Baubandwecka l
mit ihren Forderungen aus . Das hatte eine Anklage gegen iw ,
letzten Geschäftsführer der Gesellschaft. Heinrich Zoll , wegen 8» !
l^hens gegen das Gesetz zur Sicherung der Dauforderungen zu:
(folge. Es wurde ihm vorgeworfen , Baugeld nicht bestimmuugi
gemäß verwendet und die Führung eines Baubuchs unterlassen z» !
haben. An der Strafkammer beantragte der Staatsanwalt Frei- '
sprechung, weil der von einer großen Bank hier der Gesellsch»? l
gewahrte . Blankokredit kein „Baugeld " im Sinne des Gesetzes » )
wesen sei. War aber kein „Baugeld " da, dann brauchte auch ta
Baubuch geführt zu werden. Im Gegensatz zu dieser Aufiassu-, -
war das Gericht der Meinung , daß der Blankokredit wohl Baugckl )
im Sinne des Gesetzes gewesen sei. Trotzdem müsse der Angellag»
rn diesem Punkte freigesprochen werden, weil ihm die Vorsätzlich^
der Schädiguna nicht nachgewiesen sei. Wegen Nichtführung '
Baubuchs wurde auf 20 Mark Geldstrafe erkannt -

Telegramme . jj
Dos Urteil im pariser Unterschieissprozeh.
Paris , 25. März. (33. B. Nichtamtlich.) Das KrieF c

gerrcht verurteilte heute den Generalzahlmeister Desclou;  -
wegen Unterschlagung militärischer Lebensmittellieferuns«
zusiebenJahrenZuchthaus  und Degradierung : fit
ner wurde auf Ausstoßung Desclaux' aus der Ehrenlegion 6- >>
kamst . Bon den anderen Angeklagten wurde Frau BejS -H l{
SU zwei Jahren Gefängnis und der Soldat des Transpoif °
Wesens Berges zu ein Jahr Gefängnis verurteilt , währ--» "
die übrigen Angeklagten freigesprochen wurden . " f k

Die französischen Ariegsunterftützten.
Paris , 26. März . (SB. B. Nichtamtlich.) Der ..Tempi' ^ °

meldet: Der Minister des Innern hat im Budgetausschuß «
Kammer erklärt, daß 2 800 000 Gesuche um staatliche Unter £
stutzung seitens der Familien Mobilisierter eingebracht vor '
den seien: 2 430 000 Gesuchen sei stattgegeben worden. — Den
Oberausschuß zur Feststellung der Bewilligung einer Unter
stutzung liegen 27 000 Berufungen gegen die Entscheidung l
Unterausschüsse vor, und weitere 50 000 Berufungen werde«
demnächst einlaufen. Der Minister erklärte, daß zur schne-' n
leren Erledigung der Berufungen die Zahl der Mitglieder de«
Oberausschusses von 50 aus 100 erhöht wurde.
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